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EU-Recht – eine multikulturelle Herausforderung
Rodolfo Maslias
Als ich vor einigen Jahren aufgefordert wurde, einen neuen Terminologiedienst für das Europäische Parlament aufzubauen, ging man davon aus, dass die damit verbundenen Aufgaben und Ziele hochtechnischer Art seien. Tatsächlich wurden Terminologiefragen und die Koordinierung zwischen den Übersetzungsreferaten bis dahin von dem für die Informationstechnologie zuständigen Dienst der Generaldirektion Übersetzung nebenbei erledigt.

Alle anderen EU-Organe hatten kurz zuvor begonnen, bei der Verwaltung der neuen Datenbank „InterAktive Terminologie für Europa“ (IATE), die mehrsprachige Einträge für alle in den damaligen zehn Amtssprachen verfügbaren europäischen Termini enthielt, zusammenzuarbeiten. Sie betrachteten jedoch die Terminologie bloß als die Aufgabe, das Tool IATE am Laufen zu halten, um die Kohärenz der Übersetzungen zu verbessern und den zahlreichen Übersetzern die Arbeit zu erleichtern. Dadurch ließ sich Zeit und Geld einsparen, ebenso wie  durch die Verwendung des Übersetzungsspeichers Euramis, der es ermöglichte, bereits übersetzte Sätze wiederzuverwenden.
Ich sah aber die Koordinierung der Terminologie unter den Sprachen der Europäischen Union nicht einfach als technische Aufgabe und genauso wenig bloß als ein Mittel, um zur Qualität der Übersetzungen beizutragen, sondern als viel mehr. Sie bedeutete eine echte Herausforderung von großer politischer Wirkung.Es galt, etwas zu bewältigen, was im Kern eine kulturelle Frage ist: das sehr inspirierende Abenteuer, mittels der im EU-Recht verwendeten Sprachen die kulturelle Disparität, die die Vielfalt unserer europäischen Familie ausmacht, zu überbrücken.

Eines der ersten Probleme, denen sich diese Familie zu stellen hatte, als sie zusammenkam, war die Mehrsprachigkeit. Die Verwendung aller Sprachen der Mitgliedstaaten war das erste Anliegen der Europäischen Union und das Ziel ihres allerersten Rechtsakts. In der Verordnung Nr. 1 vom 15. April 1958 werden die Sprachen der Mitgliedstaaten als Amtssprachen der gesamten Europäischen Gemeinschaft anerkannt, wobei festgestellt wird, dass sie bei allen Tätigkeiten gleichrangig sind. Man kann eine symbolische Bedeutung darin sehen, dass die Verordnung Nr. 1 nach über 50 Jahren immer noch gilt, während ihre Liste der amtlich anerkannten Sprachen schrittweise jedes Mal, wenn eines oder mehrere Länder zur europäischen Familie hinzustießen, erweitert wurde. Die Mehrsprachigkeit in der Europäischen Union, die inzwischen 28 Mitgliedstaaten und 24 Amtssprachen zählt, ist zu einer sehr komplexen Angelegenheit mit vielen Aspekten geworden. Sie stellt eine tägliche Herausforderung in allen Tätigkeiten der Europäischen Union dar, wo eine ständige Anstrengung unternommen werden muss, um das richtige Gleichgewicht zu finden zwischen dem Wunsch, das Kulturgut der sprachlichen Vielfalt zu achten und zu nutzen, und der Notwendigkeit, die Kommunikation in einer gemeinsamen Behörde zu erleichtern .

Die Mehrsprachigkeit in der Europäischen Union wirft viele Fragen auf. Jede Sprache steht für eine andere Kultur. Die Europäische Union erlaubt es ihren Bürgern, miteinander zu kommunizieren, indem sie die Verwendung der 24 amtlich anerkannten Sprachen der Mitgliedstaaten als kulturelles Recht garantiert. In den Mitgliedstaaten werden jedoch mehr als 24 Sprachen gesprochen, und einige davon besitzen in den Ländern, in denen sie gesprochen werden, einen offiziellen Status. Dies führt zu einem zweiten Dilemma: Wie viele Kulturen werden innerhalb der Grenzen der Europäischen Union von wie vielen Sprachen repräsentiert? Wie können administrative und politische Kriterien die Bedeutung einer Sprache bestimmen? Nach welcher Norm kann eine Sprache als wichtiger gelten als eine andere? Damit verneint man doch die sprachlichen und kulturellen Kriterien, die eine andere Sprache als solche kennzeichnen! Sollte die Europäische Union nicht für den Schutz aller von ihren Bürgern gesprochenen Sprachen sorgen und so ihren Wert als gleichrangige Kulturgüter anerkennen, um so die reichhaltige kulturelle Vielfalt zu erhalten? Schließlich würde sie damit ihren Anspruch untermauern, etwas mehr zu sein als nur ein politischer oder finanzieller Verbund nationaler und regionaler Behörden.

In der Tat gibt es in den 28 Mitgliedstaaten eine große kulturelle Vielfalt. Jeder von ihnen weist als Spiegelbild der langen Geschichte Europas einen Reichtum an unterschiedlichen Kulturen auf, die sich oft in verschiedenen Sprachen äußern. Wir müssen hier von Sprachen sprechen und nicht von Dialekten, obwohl die Unterscheidung ungewissen Kriterien unterliegt, die regionale und politische Interessen widerspiegeln, die sich im Laufe der Zeit entwickeln. Zusätzlich zu den 24 Amtssprachen der EU gibt es weitere europäische Sprachen, die, wie man überzeugend argumentieren kann, als Meilensteine europäischer Kultur nicht weniger Anerkennung verdienen. Das am häufigsten genannte Beispiel ist das Katalanische, in dem das sehr starke Unabhängigkeitsbestreben von Spanien zum Ausdruck kommt. Es wird von rund 11 Millionen EU-Bürgern gesprochen, über sieben Millionen Schülern an Schulen unterrichtet, als Hauptsprache an Universitäten verwendet und in den Regionen von vier Ländern gesprochen. Es besitzt eine reichhaltige Literatur und ist sogar in einem europäischen Staat Amtssprache, nämlich in Andorra. Mehrere europäische Sprachen stehen im Atlas der gefährdeten Sprachen der Unesco, in dem zwischen Sprache und Dialekt nicht unterschieden wird. Ein weiteres interessantes Beispiel ist das Luxemburgische, das 1984 zur Amtssprache eines der sechs Gründungsmitglieder der Europäischen Union wurde, aber nicht zur Amtssprache der EU, weil die Regierung Luxemburgs das schlicht und einfach nicht beantragte. Aus sprachwissenschaftlicher Sicht kann Luxemburgisch als Variante des Deutschen gelten, die auch in einigen deutschen Gebieten gesprochen wird. Interessanterweise wird es auch in Gebieten Belgiens und Frankreichs gesprochen. Nachdem es zur Amtssprache Luxemburgs geworden ist, ist es in diesem Land die Hauptunterrichtssprache in den ersten Grundschuljahren und eine der an der Universität Luxemburg verwendeten Sprachen. Die EU lässt es sogar zu, dass die Kenntnis des Luxemburgischen als Kriterium für den Zugang zu bestimmten Fakultäten an dieser Universität und zu bestimmten Berufen in Luxemburg herangezogen wird.

Es gibt mehrere weitere wichtige Sprachen in Mitgliedstaaten, die für sehr alte Kulturen mit teilweise sehr unterschiedlichen Identitäten stehen. Hierzu gehören das Bretonische und das zyprische Griechisch, Sprachen, die zum Teil ihren Ursprung in einer anderen europäischen Sprache haben oder eine Beziehung dazu aufweisen, die aber das Kommunikationsmittel einer völlig getrennten kulturellen Gruppe sind.

Natürlich wurde die Europäische Union nicht als kulturelle Organisation geplant, sondern als Gemeinschaft von Staaten, die bestrebt waren, in den meisten Bereichen des alltäglichen Lebens gemeinsame Rechtsvorschriften zu schaffen. Diese Rechtsvorschriften werden zu nationalem Recht in allen Mitgliedstaaten und – im Einklang mit der Verordnung Nr. 1 – in allen Amtssprachen der Union. Wenn Sie berücksichtigen, dass 80% der innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten aus EU-Rechtsvorschriften bestehen, die in die jeweilige Sprache übersetzt worden sind, begreifen Sie die Herausforderung und die Schwierigkeit des Unterfangens der Terminologie.

In diesem Zusammenhang schlägt sich das kulturelle Recht, die von den Bürgern gesprochenen Sprachen zu schützen und zu erhalten, in ihrem staatsbürgerlichen oder demokratischen Recht nieder, sich in ihrer eigenen Sprache zu verteidigen, wenn sie vor innerstaatliche oder europäische Gerichte geladen werden.

Um dieses Recht zu sichern, betreibt die Europäische Union den größten Übersetzungsdienst der Welt mit etwa 5000 Übersetzern und Dolmetschern, die bei über zehn Organen und Einrichtungen der EU arbeiten. Seit der Vertrag von Lissabon in Kraft getreten ist, durch den das Europäische Parlament nun bei der Gesetzgebung das letzte Wort hat, werden beim Parlament jährlich etwa 1,8 Millionen Seiten übersetzt. Diese Tätigkeit geht mit ungeheuren Anstrengungen im Bereich der computerunterstützten Übersetzung und der maschinellen Übersetzung einher. Die Übersetzungsdienste der EU haben das größte mehrsprachige Rechtsinformationssystem (EurLex), einen riesigen Übersetzungsspeicher (Euramis) und die mit rund 11 Millionen Termini umfangreichste Terminologiedatenbank (IATE) geschaffen.

Bei derzeit 24 EU-Amtssprachen gibt es für die Übersetzung und Verdolmetschung 552 Sprachkombinationen. Mit jeder weiteren Sprache käme eine beträchtliche Zahl an Kombinationen hinzu. Bald kann es wieder so weit sein, wenn das Referendum zur Wiedervereinigung Zyperns, das im Frühjahr 2016 stattfinden soll, den Weg für eine türkische EU-Mitgliedschaft ebnet. Es könnte auch geschehen, wenn Luxemburg beschließt, Luxemburgisch zu einer EU-Amtssprache zu machen oder wenn Spanien Galicisch, Baskisch und Katalanisch als Amtssprachen anerkennt.

So viele Kombinationen können nicht immer abgedeckt werden, vor allem wenn sehr kurze Fristen für die Übersetzung eingehalten werden müssen, was meistens der Fall ist. Es wäre also unvorstellbar, dass alle in Europa gesprochenen Sprachen EU-Amtssprachen werden könnten. Es wäre schlicht unmöglich, die Regeln der Mehrsprachigkeit anzuwenden. Selbst jetzt steht das System unter Druck, sodass, um zu gewährleisten, dass alle Dokumente rechtzeitig übersetzt werden, Englisch, Französisch und Deutsch als Relaissprachen eingesetzt werden, wobei die Texte zuerst in diese Sprachen übersetzt werden und diese dann für Übersetzungen in alle anderen Sprachen zugrunde gelegt werden. In manchen Situationen werden auch Spanisch, Polnisch und Italienisch verwendet. Eine solche mehrsprachige Gemeinschaft, in der Mitarbeiter aus 28 verschiedenen Ländern eng zusammenarbeiten, benötigt auch eine gemeinsame lingua franca. Das ist meistens Englisch, besonders seit 2003, als zehn neue Staaten der EU beitraten.

Die Europäische Union ist zwar nicht das ideale Gebilde, um im Zusammenhang mit der Gewährleistung der kulturellen Rechte das Überleben jeder einzelnen Sprache und Kultur ihrer Mitgliedstaaten sicherzustellen, sie muss aber dennoch gemeinsame Rechtsvorschriften bereitstellen, die alle Kulturen umfassen, die die 24 Amtssprachen tragen. Dem kulturellen Aspekt und der Vielfalt unserer europäischen Familie muss Rechnung getragen werden. Dies ist eine Herausforderung, die jede administrative oder politische Aufgabe wie etwa die Erstellung von Rechtsvorschriften zu einem einzigartigen Feld der Zusammenarbeit, einem Treffpunkt, einem Synkretismus zwischen so vielen Ansätzen, Traditionen und Empfindsamkeiten macht.

Um in der Lage zu sein, diese gemeinsamen Rechtsvorschriften in ihrem gesamten Gebiet und in allen Bereichen der ausschließlichen bzw. subsidiären Zuständigkeit anzuwenden, muss die Europäische Union als eine ihrer Hauptaufgaben eine gemeinsame Terminologie bereitstellen, die gewährleistet, dass jeder Bürger die verwendeten Begriffe gleich versteht. Denn ungeachtet der Amtssprache, in der er vorgelegt wird, wird jeder Gesetzgebungsakt im internationalen Rechts- und Justizsystem als originaler Rechtsakt betrachtet und anerkannt. Deshalb ist die Kohärenz der verwendeten Terminologie eines der wichtigsten Mittel, um alle diese Kulturen zusammenzubringen.

Dieselben Regeln zu befolgen und dieselben Rechte und Pflichten zu besitzen ist eine Art des Zusammenlebens, die Zusammenarbeit in jedem Tätigkeitsbereich möglich macht. Um Grundbedürfnisse zu kommunizieren, kann eine gemeinsame lingua franca verwendet werden, aber damit Zusammenarbeit bei jeder Tätigkeit und in einem so breiten Spektrum von Fachbereichen möglich ist, müssen die Teilnehmer in der Lage sein, ihre Muttersprachen zu verwenden, und diese Möglichkeit ist das einzigartige Geschenk, das die Mehrsprachigkeit allen Bürgern der Europäischen Union bietet.

Heute bietet die Technologie viele Mittel, um online zusammenzuarbeiten und zu kommunizieren. Es gibt viele Arten von Kooperationsplattformen für interaktive Teamarbeit, die es den Akteuren in den Institutionen, der akademischen Welt und der Wirtschaft ermöglichen, bei der Erfassung und Erörterung von Terminologie zusammenzuarbeiten. Wenn diese Möglichkeiten genutzt werden, um die Interoperabilität der Ressourcen zu verstärken, spart dies Zeit, Überschneidungen werden vermieden, und letztlich gelangt man zu fundierteren Ergebnissen, die die Qualität der Übersetzungen sicherstellen. Dies lässt sich mit spezialisierter Software, die es ermöglicht, Termini zu extrahieren, sowie mit Metasuchfunktionen, die mehrere Datenbanken umfassen, kombinieren. Mittels der Cloud-Technologie lassen sich die Daten zu den Termini leicht speichern und abfragen. Alle diese Daten werden zusammen mit riesigen Übersetzungsspeichern in die Speicher von computerunterstützten Übersetzungstools und schrittweise in Programme für maschinelle Übersetzung hochgeladen und machen so die verwendete Terminologie in allen Sprachen zu einem viel leichter nutzbaren sprachlichen Element, das die Kohärenz und Qualität der übersetzten Rechtsvorschriften gewährleistet. 

Die Terminologie ist jetzt allgegenwärtig. In der heutigen globalisierten und vielsprachigen Welt braucht jedes Unternehmen, jede akademische Forschungsstelle und natürlich jedes internationale Organ ein Glossar oder eine umfangreiche Datenbank, damit die Verständigung und Zusammenarbeit ohne die Erschwernis, die die Verwendung mehrerer Sprachen aufwirft, funktioniert. Darum behandeln die Universitäten zunehmend die Terminologie als gesonderte Disziplin, die nicht nur für sprachliche Fachbereiche, sondern in Anerkennung des Spektrums an intellektuellen und technischen Fragen, die sie aufwirft, auch für andere Fakultäten von Belang ist. Nun, wo die Markierung und Indexierung terminologischer Daten und ihre Wechselbeziehung in den verschiedenen Bereichen durch Ontologien im Semantischen Web über eine bloße lexikalische Sammlung von Termini hinaus zu einer echten Wissensquelle wird, die alle Tätigkeitsbereiche umfasst, können die Nutzer mittels einer gezielten Suche jede Information finden, die sie suchen, beispielsweise Arbeitsangebote oder andere Arten von Diensten.

Indem sie die mehrsprachige Terminologie in IATE erfassen, speichern und verwalten, sind die Übersetzer, die in den einzelnen Sprachen daran arbeiten, diese riesige Datenbank zu füllen, täglich mit einer Reihe von Problemen konfrontiert, die der kulturellen Vielfalt einer solchen multikulturellen und mehrsprachigen Staatengemeinschaft eigen sind.

Selbstverständlich wäre für eine Datenbank, die die Terminologie des EU-Rechts enthält, das Ideal ein normatives Tool, das einem Übersetzer, der einen bestimmten Terminus sucht, genau eine Lösung anbietet. Das kann sich als sehr schwierig erweisen, besonders bei Sprachen, die in mehr als einem Land gesprochen werden, wo die jeweiligen nationalen Verwaltungen manchmal für denselben Begriff verschiedene Termini verwenden. Das beste Beispiel hierfür ist das Deutsche, das in fünf Mitgliedstaaten (Deutschland, Österreich, Belgien, Luxemburg und Italien) sowie in der Schweiz und in Liechtenstein gesprochen wird, die wegen ihrer engen Zusammenarbeit mit der EU in vielen Bereichen EU-Recht anwenden. Für einen bestimmten Begriff kann der in einem Land verwendete Terminus anders sein als der, der in einem anderen Land gängig ist, und da beide in innerstaatlichen Rechtstexten vorkommen – d. h. verlässlichen Quellen für die europäische Terminologiedatenbank –, müssen beide als Varianten in demselben IATE-Eintrag aufgeführt werden. Die Übersetzer müssen also eine Entscheidung treffen, die sich auf die Formulierung künftiger Gesetzgebungsakte auswirkt. Ein weiteres Beispiel ist das Griechische, worin in Griechenland und Zypern manchmal unterschiedliche Terminologie verwendet wird. Hier spielt der Zeitfaktor eine Rolle: Zypern trat der EU 20 Jahre nach Griechenland bei, und in dieser Zeit hat sich die zyprisch-griechische Terminologie in bestimmten Bereichen unabhängig von den Gepflogenheiten in griechischsprachigen Fassungen von Gesetzgebungsakten der EU weiterentwickelt. Bei der Umsetzung dieser Rechtsakte in innerstaatliches Recht werden Formulierungen eingeführt, die gelegentlich von denen vorheriger Gesetze abweichen, was zu zwei gleichermaßen gültigen Varianten desselben Terminus führt, die beide in dem entsprechenden Datenbankeintrag aufgeführt werden müssen.Solche Unterschiede in den Termini, die von den Verwaltungen in verschiedenen Ländern – sei es in ihrem gesamten Hoheitsgebiet oder in bestimmten Regionen, in denen dieselbe Sprache wie in anderen Ländern oder Regionen gesprochen wird – verwendet werden, hängen sehr stark von kulturellen Unterschieden zwischen ihren Bevölkerungen ab. 

Dies wirft eine weitere Frage auf: Soll die Terminologie der Europäischen Union als präskriptiv oder deskriptiv betrachtet werden? Mit anderen Worten: Sollten die europäischen Organe den Bürgern der 28 Mitgliedstaaten eine von ihren Übersetzungsdiensten bestimmte Terminologie – einen europäischen Jargon – auferlegen, oder sollten diese Dienste die Termini, die in den nationalen Verwaltungen verwendet werden, erfassen und als gültige Termini, die in europäischen Gesetzgebungsakten zu verwenden sind, in die Terminologiedatenbank eintragen? Ein präskriptiver Ansatz würde die Arbeit der Übersetzungsdienste erheblich erleichtern, aber auch eine sprachliche Kluft zwischen dem von den EU-Technokraten verwendeten Sprachgebrauch, der von den Bürgern oft nicht deutlich verstanden wird, und der in jedem Land gängigen Alltagssprache hervorrufen. 

Hierzu haben nicht alle europäischen Organe und Einrichtungen, die die Datenbank IATE verwalten, dieselbe Haltung eingenommen. Während die Kommission und der Rat – die beiden Organe, die die meiste Terminologie produzieren, die in Entwürfen europäischer Gesetzgebungsakte verwendet wird – hauptsächlich ihre eigene Terminologie erstellen, arbeiten andere Stellen wie etwa der Gerichtshof und die Europäische Zentralbank (sowie das Übersetzungszentrum, das die Terminologie für die zahlreichen dezentralen Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU verwaltet) eher auf bilingualer Basis für jeden Begriff und erfassen die von den jeweiligen nationalen Behörden verwendete Terminologie. So erfasst beispielsweise der Gerichtshof Terminologie aus der innersprachlichen Rechtsprechung, während die Europäische Zentralbank mit den Zentralbanken der Mitgliedstaaten zusammenarbeitet und sehr zuverlässige zweisprachige Glossare der Banken- und Finanzterminologie zusammenstellt, die von Unternehmen und Bürgern bei ihren täglichen Handels- und Finanztätigkeiten in den Mitgliedstaaten eingesetzt werden.

Wie bei jeder Terminologiedatenbank verfügen Sie in IATE über die Option, eine beliebige Variante als bevorzugt zu markieren, aber das stellt uns vor ein Problem: Welches Kriterium soll für die Auswahl herangezogen werden? Man kann sagen, der im europäischen Rechtsakt verwendete Terminus muss als bevorzugt gekennzeichnet werden, aber dann folgt man nicht dem deskriptiven Ansatz, und man kann die zyprische innerstaatliche Verwaltung kaum verpflichten, einen in innerstaatlichen Rechtstexten seit Jahren verwendeten Terminus zugunsten eines Terminus, der von der griechischen Verwaltung verwendet wird und daher in IATE und EurLex verzeichnet ist, fallen zu lassen.

Die Einheit in Vielfalt war stets die größte Herausforderung für die Europäische Union und wird das auch immer bleiben. Die Bemühung, trotz der administrativen Schwierigkeiten und kulturellen Herausforderungen den Grundsatz der Mehrsprachigkeit zu wahren, ist der beste Beweis dafür. Kohärenz ist Terminologie, und Terminologie ist das Hilfsmittel, damit die Vorschriften und Grundsätze, nach denen sich unsere gemeinsame europäische Gesellschaft richtet, zur Anwendung gelangen.
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